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weil die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen dafür 
andere Sanktionen vorsehen.

Diese Mängel bei der Sachaufklärung im erstinstanz­
lichen Verfahren sind vom Bezirksgericht nicht behoben 
worden. Aus seiner Entscheidung geht nicht hervor, ob es 
geprüft hat, inwieweit die fristlose Entlassung der Zu­
stimmung des dafür zuständigen Staatsorgans als Wirk­
samkeitsvoraussetzung für diese Maßnahme bedurfte. 
Deshalb ist es geboten, nunmehr zu klären, auf welcher 
gesetzlichen Grundlage die Arbeitsplatzbindung erfolgte 
und ob die fristlose Entlassung von der Zustimmung des 
dafür zuständigen Staatsorgans abhängig war.

Sollte sich dabei erweisen, daß die Bindung des Klägers 
an einen Arbeitsplatz von dem Anliegen bestimmt war, 
ihn zu ordnungsgemäßer und pflichtbewußter Arbeit anzu­
halten, und war mit dieser Auflage auch die Zustimmung 
des dafür zuständigen Organs für eine Lösung des Arbeits­
rechtsverhältnisses — ganz gleich in welcher Form und von 
wem ausgehend — erforderlich, läge in der Bestätigung 
der fristlosen Entlassung durch das Bezirksgericht ohne 
diese Zustimmung eine Gesetzesverletzung, durch die die 
Zielstellung der Arbeitsplatzbindung dufchkreuzt worden 
wäre. Überdies birgt die Bestätigung einer fristlosen Ent­
lassung in solchen Fällen die Gefahr in sich, daß arbeits­
scheue Bürger unter formeller Berufung auf die fristlose 
Entlassung ihr gesellschaftswidriges Verhalten fort­
setzen.

Unter diesen Voraussetzungen hätte die fristlose Ent­
lassung nicht ausgesprochen werden dürfen, sondern es 
hätten andere Maßnahmen ergriffen werden müssen.

§ 260 AGB.
Ein Kraftfahrer, der zur Vermeidung von Frostschäden das 
Kühlwasser des von ihm gefahrenen Betriebsfahrzeugs 
ablassen will, dies aber unterläßt, weil der technische 
Dienst des Betriebes diese Maßnahme bereits ausgeführt 
hat, kann für trotzdem eingetretene Frostschäden nicht 
materiell verantwortlich gemacht werden, wenn diese 
Schäden auf das nicht ordnungsgemäße Ablassen des Kühl­
wassers zurückzuführen sind.
KrG Zeulenroda, Urteil vom IX. März 1981 — A 7/81.

Der Verklagte ist beim Kläger (einem Kraftverkehrsbe- 
triebj als Kraftfahrer tätig. Am Nachmittag des 31. Okto­
ber 1980 stellte er den von ihm gefahrenen Lkw auf dem 
Betriebsgelände ab, ohne zunächst das Kühlwasser abzu­
lassen. Nachdem er aber am 1. November 1980 durch den 
Wetterbericht erfahren hatte, daß in der Nacht erhebliche 
Fröste zu erwarten sind, ging er sofort zum Betrieb, um 
das Kühlwasser aus dem Fahrzeug abzulassen. Dort stellte 
er jedoch fest, daß der technische Dienst des Betriebes das 
Kühlwasser bereits abgelassen hatte. Der Kühlerverschluß 
war abgenommen und an sichtbarer Stelle hinterlegt wor­
den, und unter dem Fahrzeug befand sich eine Wasser­
lache. Daraufhin ging der Verklagte wieder nach Hause.

In der Nacht zum 2. November 1980 zerfror der Motor­
block des Lkw, weil das Wasser nicht ordnungsgemäß ab­
gelassen worden war.

Der Kläger machte bei der Konfliktkommission die 
materielle Verantwortlichkeit des Verklagten geltend, weil 
er sich davon hätte überzeugen müssen, daß der tech­
nische Dienst das Wasser ordnungsgemäß abgelassen hatte.

Die Konfliktkommission hat die materielle Verantwort­
lichkeit des Verklagten verneint, weil er darauf vertrauen 
durfte, daß der technische Dienst das Kühlwasser ord­
nungsgemäß abgelassen hat.

Die gegen diesen Beschluß vom Kläger eingereichte 
Klage hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
Der Werktätige ist dem Betrieb gemäß § 260 Abs. 1 AGB 
zum Ersatz des Schadens verpflichtet, den er durch Ver­
letzung seiner Arbeitspflichten schuldhaft verursacht hat. 
Auch wenn grundsätzlich davon auszugehen ist, daß ein 
Kraftfahrer für das von ihm gefahrene Fahrzeug verant­

wortlich ist, liegt im konkreten Fall eine solche Verletzung 
der Arbeitspflichten nicht vor.

Ist Frost zu erwarten, hat ein Kraftfahrer dafür zu 
sorgen, daß das Kühlwasser nicht einfrieren kann. Unter­
läßt er beim Abstellen des Fahrzeugs zum Ende der 
Arbeitszeit das Ablassen des nicht mit Gefrierschutz ver­
sehenen Wassers, dann ist er grundsätzlich für evtl, ein­
tretende Schäden verantwortlich. Tritt die Frostgefahr 
erst später ein, kann er sich auch dann noch durch recht­
zeitiges Ablassen des Kühlwassers pflichtbewußt ver­
halten.

Ein solches pflichtbewußtes Handeln hat der Verklagte 
gezeigt, als er sich am 1. November 1980 nach Bekannt­
werden der Frostgefahr in das Betriebsgelände begab, um 
aus dem von ihm gefahrenen Fahrzeug das Kühlwasser 
abzulassen. Dort stellte er jedoch fest, daß der technische 
Dienst des Klägers das Kühlwasser des Fahrzeugs bereits 
abgelassen hatte.

Wenn der Kläger im vorliegenden Verfahren die Auf­
fassung vertritt, der Verklagte habe seine Arbeitspflichteri 
dadurch schuldhaft verletzt, daß er sich nicht vom ord­
nungsgemäßen Ablassen des Kühlwassers überzeugt habe, 
so kann dem die Kammer nicht folgen.

Der technische Dienst, der vom diensthabenden Leiter 
eingesetzt wurde und der durch ein Vierzehn-Punkte- 
Programm und das erforderliche Fachwissen in der Lage 
ist, derartige Maßnahmen an Fahrzeugen sach- und fach­
gerecht auszuführen, ist für die von ihm eingeleiteten 
Maßnahmen selbst verantwortlich. Übernimmt der tech­
nische Dienst das Ablassen des Kühlwassers, dann muß er 
auch dafür sorgen, daß das ordnungsgemäß geschieht. Es 
gehört nicht zu den Pflichten eines Kraftfahrers, den tech­
nischen Dienst zu kontrollieren und die Vollständigkeit 
der von diesem vorgenommenen Arbeiten zu überprüfen. 
Er konnte sich vielmehr darauf verlassen, daß das Ablassen 
des Kühlwassers ordnungsgemäß geschah.

Sollte der technische Dienst nicht in der Lage sein, die 
ihm übertragenen Aufgaben ordnungsgemäß zu erfüllen, 
dann ist es Aufgabe der Betriebsleitung, diesem die not­
wendigen Kenntnisse zu vermitteln. Leichtfertiges Ver­
halten oder Unkenntnis des technischen Dienstes dürfen 
jedenfalls nicht dem Werktätigen angelastet werden.

Aus all dem ergibt sich, daß der Verklagte keine 
Pflichtverletzung begangen hat, die seine materielle Ver­
antwortlichkeit begründen könnte.

Familienrecht * 1

§ 39 Abs. 3 FGB.
1. Die Frist des § 39 Abs. 3 FGB, wonach eine Regelung 
über die künftigen Eigentumsverhältnisse an den beweg­
lichen Sachen binnen eines Jahres nach rechtskräftiger 
Ehescheidung erfolgen kann, ist ausreichend bemessen, um 
durch eine außergerichtliche Vereinbarung oder durch ge­
richtliche Vermögensauseinandersetzung die Rechte der 
geschiedenen Ehegatten zu sichern.
2. Sind die Eigentumsrechte an beweglichen Sachen des 
gemeinschaftlichen Eigentums und Vermögens dadurch 
geklärt, daß mit Ablauf der Jahresfrist gemäß § 39 Abs. 3 
FGB jeder oder einer der geschiedenen Ehegatten Allein­
eigentümer der in seinem Besitz befindlichen Gegenstände 
geworden ist, sind alle Ansprüche ausgeschlossen, die der 
andere geschiedene Ehegatte hinsichtlich dieser Sachen aus 
der Eigentumsgemeinschaft zuvor geltend machen konnte. 
OG, Urteil vom 30. Juni 1981 - 3 OFK 15/81.

Die Prozeßparteien sind seit dem 3. Mai 1979 rechtskräftig 
geschieden. Im Eheverfahren erklärten sie, sich außerge­
richtlich über die Verteilung ihres Vermögens einigen zu 
wollen. Die Klägerin lebt seit Januar 1978 nicht mehr mit 
dem Verklagten in der Ehewohnung zusammen. Bis auf 
einige Sachen, die sie bei ihrem Auszug mitgenommen


